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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Die Forderung nach einer Geschlechterquote für politische Institutionen erhielt nach
der Nichtwahl von Christiane Brunner in den Bundesrat neuen Auftrieb. Namentlich von
grünen Parlamentarierinnen wurden die Vorarbeiten für die Lancierung eines neuen
Volksbegehrens vorangetrieben. Im September begann die Unterschriftensammlung für
die Initiative "Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden
(Initiative 3. März)". Sie verlangt generell eine "angemessene" Vertretung der Frauen in
den Institutionen und Verwaltungen auf Bundesebene. Im einzelnen wird festgehalten,
dass der Bundesrat mindestens drei Frauen zählen muss, dass bei den
Nationalratswahlen in keinem Wahlkreis (d.h. Kanton) die Differenz zwischen der Zahl
der männlichen und der weiblichen Abgeordneten mehr als eins betragen darf, und
dass die Vollkantone je eine Frau und einen Mann in den Ständerat zu delegieren haben.
Im Gegensatz zur ersten, nicht zustandegekommenen Initiative "Nationalrat 2000" wird
die konkrete Ausgestaltung der Wahlprozeduren dem Gesetzgeber überlassen. (Zu den
parlamentarischen Vorstössen aus dem Vorjahr siehe hier.) 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.09.1993
HANS HIRTER

Organisation der Bundesrechtspflege

Sind Richterinnen und Richter unabhängig und unparteiisch, wenn sie einer Partei
angehören und dieser Rückerstattungen in die Parteikasse leisten müssen? Diese Frage
wurde von der Greco, der Staatengruppe gegen Korruption, hinsichtlich eines 2017
veröffentlichten kritischen Berichts zur Schweiz verneint. In der Tat gilt in der Schweiz
für die eidgenössischen Gerichte ein Parteienproporz. Wer also Bundesrichterin oder
Bundesrichter werden möchte, sollte wenn möglich jener Partei angehören, die am
entsprechenden Gericht gerade untervertreten ist. Freilich stehe die Kompetenz bei
der Wahl einer Richterin oder eines Richters an vorderster Stelle, aber keiner Partei
anzugehören, sei ein Handicap, gab der amtierende Präsident der GK, Jean-Paul
Gschwind (cvp, JU), zu Protokoll. Kritisiert wurde aber von der Greco vor allem auch,
dass die nationalen Gerichtsmitglieder den Parteien eine sogenannte Mandatssteuer
entrichten müssen, deren Höhe je nach Partei unterschiedlich ausfällt – dies zeigte
eine Studie von Giuliano Racioppi, Verwaltungsrichter am kantonalen Gericht in
Graubünden. Laut Studie bezahlt etwa ein Bundesrichter der Grünliberalen CHF 26'000
in die Parteikasse. Bei der SP beträgt dieser Betrag CHF 20'000 und bei den Grünen
CHF 13'000. Die SVP verlangt CHF 7'000 und die CVP CHF 6'000. Am wenigsten müssen
die Richterinnen und Richter der FDP und der BDP entrichten, nämlich pro Jahr CHF
3'000. Racioppi kam zum Schluss, dass diese Beiträge die richterliche Unabhängigkeit
verletzten. Auch die Amtsperiode von 6 Jahren, nach welcher die Gerichtspersonen in
ihrem Amt von der Vereinigten Bundesversammlung erneut bestätigt werden müssen,
gilt nicht als Faktor einer starken judikativen Unabhängigkeit.
Mit Hilfe der eidgenössischen Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)» wollte ein Bürgerkomitee mit dem
Industriellen Adrian Gasser an der Spitze – gemäss Bilanz einer der reichsten 300
Schweizer – dieser «Überpolitisierung der Judikative» (Le Temps 16.5.18) Einhalt
gebieten. Die Anfang Mai 2018 von der Bundeskanzlei vorgeprüfte Initiative fordert
dafür verschiedene Elemente: Die Wahlkompetenz soll nicht mehr beim Parlament,
sondern bei einer vom Bundesrat eingesetzten Expertenkommission liegen. Diese
Kommission bestimmt, welche für ein Richteramt kandidierenden Personen die nötigen
objektiven Kriterien (professionelle und personelle Eignung) aufweisen. Aus dem Topf
dieser Personen werden alsdann die Richterinnen und Richter per Losverfahren
bestimmt. Damit – so die Initianten – würde verhindert, dass die Parteizugehörigkeit
eine Rolle spielt oder dass Parteigebundenheit innerhalb der Expertenkommission auf
die Wahl einen Einfluss haben könnte. Wer ausgelost wird, bleibt bis zu seiner
Pensionierung im Amt. Damit die Sprachgruppen repräsentiert werden und die
Gerichte jeweils über genügend verschiedene muttersprachliche Richterinnen und
Richter verfügen, soll zudem eine Sprachquote festgelegt werden. 
Die Initianten gaben in Medieninterviews zu Protokoll, dass dem Volk das Vertrauen in
die Justiz fehle, weil sich die obersten Richter in einem dichten Beziehungs- und
Abhängigkeitsgeflecht befänden. In den Medien wurde vor allem die Idee des
Losverfahrens und die Rolle des Initianten Adrian Gasser diskutiert, der selber jahrelang

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.05.2018
MARC BÜHLMANN
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juristische Kämpfe gegen Gewerkschaften und Journalisten ausgefochten habe und die
Finanzierung der Unterschriftensammlung im Alleingang übernehme. In den
Printmedien kamen auch einzelne Mitglieder der GK zu Wort, die am gleichen Tag Mitte
Mai eine Sitzung abhielt, an dem die Initiative offiziell lanciert wurde. Die Initiative sei
zu radikal, fand Matthias Aebischer (sp, BE), stosse aber Diskussionen um wunde Punkte
im Wahlsystem der Judikative an, was auch Beat Walti (fdp, ZH) als positiv betrachtete.
Weil auch die Judikative die verschiedenen Strömungen der Gesellschaft
repräsentieren sollte, sei das bestehende Verfahren das am meisten geeignete,
äusserte Didier Berberat (sp, NE) seine Bedenken. Als «völligen Blödsinn» bezeichnete
hingegen Beat Rieder (cvp, VS) die Idee des Losverfahrens und auch für Christian
Lüscher (fdp, GE) war die Initiative mehr Zirkus als Politik. 2

Mitte September 2019 verfügte die Bundeskanzlei, dass die Justiz-Initiative mit 130'100
gültigen Unterschriften zustande gekommen sei. Bereits Ende Mai hatte die
Urheberschaft, ein Komitee rund um den Unternehmer Adrian Gasser bekannt gegeben,
genügend Unterschriften gesammelt zu haben, sie aber erst im August einreichen zu
wollen. Die Frist wäre offiziell noch bis zum 15. November gelaufen. 
Die Initiative will die Judikative weniger abhängig vom Parlament machen. Richterinnen
und Richter sollen nicht mehr aufgrund von Parteienproporz von der Vereinigten
Bundesversammlung gewählt, sondern nach einem Eignungsverfahren per Los bestimmt
werden. 
Kritiker der Initiative wendeten sich nicht nur gegen das Losverfahren, das nicht der
demokratischen Tradition der Schweiz entspreche, sondern auch gegen die implizit mit
dem Begehren verknüpfte Idee, dass Richterinnen und Richter «politische Eunuchen»
seien – so etwa die Weltwoche. Mit der Abwendung vom System des Parteienproporzes
bestehe die Gefahr, dass sich Richterinnen und Richter noch stärker von der
Öffentlichkeit abschotteten. Ob man das wolle oder nicht, Gerichtsvorsitzende
verfügten über politischen Einfluss, weshalb es richtig sei, alle weltanschaulichen
Ansichten an den eidgenössischen Gerichten möglichst angemessen einzubinden. Dass
Richterwahlen aber auch im alten System durchaus umstritten sind, zeigten etwa die
Diskussionen um die Kritik der SVP an einem ihrer Bundesrichter und die umstrittene
Wahl einer CVP-Richterin ans Bundesgericht – so der Tages-Anzeiger. Auch wenn die
Initiative wohl zu radikal sei: Eine Reform des Systems, etwa im Hinblick auf die
umstrittenen Parteisteuern, welche Richterinnen und Richter ihren Parteien abzugeben
hätten, oder auch hinsichtlich der Wiederwahl, der sich einmal gewählte Richterinnen
und Richter regelmässig stellen müssten, müsse aber durchaus besprochen werden –
befand die Zeitung «Le Temps». In den Medien wurde zudem diskutiert, dass Gasser –
laut St. Galler Tagblatt einer der «300 Reichsten des Landes» – wohl rund eine Million
Franken in die Unterschriftensammlung investiert habe. 
Ende November nahm der Bundesrat zur Initiative Stellung. Er lehne sie ohne
Gegenvorschlag oder Gegenentwurf ab und werde dies in seiner Botschaft begründen.
Gewisse Fragen, die mit dem Begehren aufgebracht werden, sollten aber losgelöst von
der Initiative «diskutiert und nötigenfalls angegangen» werden, so die Landesregierung
in ihrer Medienmitteilung. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.11.2019
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittelfristig möchte die SP die Gesundheitskosten durch einen ganzen Strauss von
Massnahmen senken, welche sie im zweiten Teil der im November lancierten
Volksinitiative "Gesundheit muss bezahlbar bleiben (Gesundheitsinitiative)" ausführte.
Gegenüber dem heutigen Krankenversicherungsgesetz (KVG) soll der Bundesrat mit
weitgehenden Kompetenzen ausgestattet werden. Er soll insbesondere die
Spitzenmedizin regeln und die Gesundheitsplanungen der Kantone koordinieren, die
Maximalpreise der in der obligatorischen Krankenversicherung erbrachten Leistungen
unter Einschluss der Medikamente festlegen, Zulassungsbestimmungen für die
Leistungserbringer erlassen und für eine wirksame Qualitätskontrolle sorgen. Werden
übermässige Leistungsmengen erbracht, soll er nach Sparten und Regionen
differenziert weitere Kostendämpfungsmassnahmen ergreifen. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.11.1997
MARIANNE BENTELI
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Der Detailhandel-Discounter Denner lancierte Ende Jahr eine Volksinitiative "für
tiefere Spitalkosten". Demnach soll die obligatorische Krankenversicherung in der
heutigen Form aufgehoben und durch eine reine Spitalkostenversicherung ersetzt
werden. Ganz gleich, ob ein Patient in der allgemeinen oder privaten Abteilung, im
öffentlichen Spital oder in der Privatklinik liegt, sollen die Versicherer pro Tag 250 Fr.
(indexiert) an die Kosten bezahlen. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.12.1997
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und einstimmig lehnte auch der Ständerat die Volksinitiative „für tiefere
Spitalkosten“ ab. Das aus Kreisen um den Detailhandelsgrossisten Denner lancierte
Begehren wollte das Versicherungsobligatorium auf den Spitalbereich beschränken. Für
alle anderen Leistungen sollte Privatversicherungsrecht herrschen. Die Vorlage wurde
vor der Abstimmung nur gerade von der Lega unterstützt, alle anderen Parteien und die
massgebenden Verbände lehnten sie ab. In der Volksabstimmung vom 26. November
wurde die Initiative mit über 82 Prozent Neinstimmen massiv verworfen.

Abstimmung vom 26. November 2000

Beteiligung: 41,7%
Ja: 343 008 (17,9%) / 0 Stände
Nein: 1 574 528 (82,1%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: Lega.
– Nein: FDP, CVP, SP, SVP, LP, EVP, CSP, PdA, GP, SD, EDU, FP; Economiesuisse, SGV,
SBV, SGB, CNG.

Die nahezu einhellige Ablehnung der Initiative zeigte sich auch im Abstimmungsprofil.
Gemäss der Vox-Analyse ergab sich kein signifikanter Zusammenhang zwischen
soziodemographischen Merkmalen und Stimmentscheid. Auch bei den
parteipolitischen Merkmalen konnten nur graduelle Unterschiede ausgemacht werden;
so lagen die Neinstimmenanteile bei den Bundesratsparteien mit Ausnahme der SVP
über 80%. Die Ablehnung der Initiative war im rechtskonservativen Lager weniger
ausgeprägt, aber immer noch sehr deutlich. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Einen – wenn auch sehr wesentlichen – Teilaspekt des Sozialversicherungsrechts griff
die PdA auf, indem sie eine Volksinitiative für die Gleichstellung der Geschlechter in
den Sozialversicherungen lancierte. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.08.1990
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative der PdA "Gleiche Rechte in der Sozialversicherung", welche die
generelle Gleichberechtigung der Frauen bei den Sozialversicherungen anstrebte, kam
nicht zustande. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.03.1992
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 gültigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI
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Im Nachgang an den Beschluss des Parlaments, das Rentenalter der Frauen bereits bei
der 10. AHV-Revision in zwei Schritten auf 64 Jahre zu erhöhen, lancierten der
Schweizerische Kaufmännische Verband (SKV) und die Grüne Partei der Schweiz drei
Volksinitiativen, die sich, inspiriert von der "Ausbau-Initiative" von SP und SGB,
ebenfalls auf die 11. AHV-Revision beziehen. Sowohl SKV (Initiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters der Frauen") wie GP
(Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann") fordern eine
Vorruhestandsregelung mit voller Pension für Männer und Frauen ab 62 Jahren. In einer
Parallelinitiative machen die Grünen Angaben über die Finanzierung der Mehrkosten;
diese Mittel sollen mit einer Steuer auf nicht erneuerbarer Energie beschafft werden
(Initiative "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.11.1994
MARIANNE BENTELI

Die 1994 vom Schweizerischen Kaufmännischen Verein lancierte Volksinitiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" wurde mit
143'405 gültigen Stimmen eingereicht. Die beiden Volksinitiativen der Grünen, die
Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Mann und Frau" und die Initiative "für
eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern" kamen, wenn auch etwas
knapper, mit 116'636 resp. 113'153 gültigen Unterschriften ebenfalls zustande. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative der Gewerkschaften SGB
und CNG "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters" Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Er begründete seinen Beschluss mit dem
Wunsch, längerfristig die vollständige Gleichstellung der Geschlechter beim Rentenalter
im Rahmen eines flexibilisierten Systems zu erreichen sowie mit den hohen Kosten,
welche mit der Beibehaltung des Rentenalters 65/62 verbunden wären. Die Initiative
bezweckt, die mit der 10. AHV-Revision beschlossene Erhöhung des Rentenalters der
Frauen auf 64/65 Jahre bis zum Inkrafttreten der 11. AHV-Revision auszusetzen. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.01.1997
MARIANNE BENTELI

Der Schweizerische Kaufmännische Verein hatte Mitte Mai 1996 eine Volksinitiative "für
eine Flexibilisierung der AHV - gegen eine Erhöhung des Rentenalters für Frauen"
eingereicht. Zehn Tage darauf waren die Grünen mit ihrem Begehren für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann gefolgt - gekoppelt mit einer zweiten Initiative,
welche die Einführung einer Energiesteuer zur Mitfinanzierung der Sozialwerke
fordert. Beide Volksbegehren verlangen die Einführung einer Ruhestandsrente in der
AHV. Danach sollen Frauen wie Männer ab dem 62. Altersjahr eine ungekürzte
Altersrente beziehen können, wenn sie ihre Erwerbstätigkeit aufgeben oder - im Fall
der SKV-Initiative - nur noch ein Erwerbseinkommen unter dem Anderthalbfachen der
Mindestrente erzielen. Mitte Dezember lehnte der Bundesrat in seiner Botschaft an die
Räte beide Initiativen ohne Gegenvorschlag ab, obgleich ihm die eidgenössische
AHV/IV-Kommission - wenn auch nur sehr knapp - eine Annahme der Initiativen
empfohlen hatte. Die Landesregierung argumentierte, dass die Ruhestandsrente ab
Alter 62 tendenziell zu einer allgemeinen Senkung des Rentenalters mit erheblichen
Kostenfolgen führen würde. Er schätzte die Mehrbelastung der Sozialwerke auf netto
1,6 Mia. Fr.: Mehrkosten von 2,46 Mia. Fr. bei der AHV stünden Einsparungen von 490
Mio. Fr. bei der IV und 365 Mio. Fr. bei der ALV gegenüber. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates beantragte
dem Rat überraschend mit 12 zu 9 Stimmen Annahme der Initiative. In der
Plenumsdebatte zeigte sich aber rasch, dass die befürwortende Kommissionsmehrheit
einer fast geschlossenen Allianz der bürgerlichen Parteien gegenüber stand. Als
Hauptargument führten diese an, die Initiative würde die an und für sich schon
schwierige finanzielle Lage der AHV zusätzlich massiv belasten; ferner setze die den
Frauen mit der 10. AHV-Revision zugestandene Gleichstellung in den Rechten auch eine
solche bei den Pflichten voraus. Demgegenüber wiesen die Vertreter und
Vertreterinnen der links-grünen Parlamentsminderheit auf die Folgen der
Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen für den Arbeitsmarkt hin. Bundesrätin
Dreifuss appellierte einmal mehr an das Parlament, Lösungen für eine flexible
Pensionsaltersregelung zu finden. Mit 111 zu 72 Stimmen empfahl der Nationalrat Volk
und Ständen die Ablehnung der Initiative. Auch im Ständerat hatte die Initiative der
Gewerkschaften keine Chancen. Als Gegenargumente wurden auch hier die Kosten und
die finanzielle Lage der AHV vorgebracht. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Volksinitiative der SP und der Gewerkschaften ”für die 10. AHV-Revision ohne
Erhöhung des Rentenalters” wurde in der Volksabstimmung vom 27. September mit
58% Neinstimmen verworfen. Angenommen wurde sie nur von den welschen Kantonen
Waadt, Neuenburg, Genf, Jura und Freiburg (sehr knapp) sowie dem Tessin. Die
Initianten wollten mit dem Begehren einen Teil der 10. AHV-Revision, nämlich die
schrittweise Erhöhung des Rentenalters der Frauen auf 64 Jahre, vom Volk an der Urne
korrigieren lassen. Sie argumentierten, dass sich im Juni 1995 bei der Abstimmung zur
10. AHV-Revision ein grosser Teil der Stimmenden in einer Zwickmühle befunden habe:
ein Ja zum fortschrittlichen Paket (Splitting und Erziehungsgutschrift) habe zwingend
auch eine Zustimmung zum heftig umstrittenen höheren Rentenalter für die Frauen
bedeutet. Die Gegner taten dies als ”Rosinenpickerei” ab und führten vor allem die
Finanzen ins Feld: Die Beibehaltung des Rentenalters 62 für die Frauen würde die AHV
jedes Jahr mindestens 700 Mio. Fr. kosten. Bundesrätin Dreifuss, vor ihrer Wahl in den
Bundesrat als Gewerkschafterin entschiedene Kämpferin gegen die Erhöhung des
Frauenrentenalters, zeigte sich nach der Abstimmung erfreut über das klare Ergebnis,
äusserte aber gleichzeitig auch ihre Besorgnis über die starken regionalen Unterschiede
mit Ja-Stimmenanteilen zwischen 23 und 68%.

Abstimmung vom 27. September 1998

Beteiligung: 51,6%
Nein: 1'347'139 (58%) / 17 6/2 Stände
Ja: 973'966 (42%) / 5 Stände

Parolen:
– Nein: CVP, FDP, SVP, LP, FP, SD, EDU, KVP; SGV, Arbeitgeber, Vorort, SBV;
Schweizerischer Senioren- und Rentnerverband (SSRV).
– Ja: SP, GP, LdU, EVP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG, VSA; SAJV. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass das Resultat vor allem auf die relativ
homogene Haltung der Sympathisanten der bürgerlichen Bundesratsparteien
zurückzuführen war, welche die Initiative zu 75% ablehnten (CVP 77%, FDP 73%, SVP
75%). Die Anhänger der SP stimmten zu 59% dem Begehren zu, die Mitglieder der
Gewerkschaften hingegen nur mit 51%. Mit 46% Ja lehnten die Frauen die Vorlage
weniger deutlich ab als die Männer (36%). Zu dem höheren Ja-Stimmenanteil der
Frauen trugen vor allem die Frauen der Romandie bei; sie sprachen sich zu 65% für das
Begehren aus. Die Deutschschweizer Frauen (39% Ja) unterstützten dagegen die
Vorlage nicht signifikant besser als die Männer. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat hatte dem Parlament zu Ende des Vorjahres beantragt, sowohl die
Volksinitiative des Schweiz. Kaufmännischen Verbandes und der Angestelltenverbände
”für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen”
als auch jene der Grünen Partei ”für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und
Mann” Volk und Ständen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Die
vorberatende Kommission des Nationalrates sprach sich ganz knapp – mit
Stichentscheid ihres Präsidenten (Rechsteiner, sp, SG) – für Annahme der beiden
Initiativen aus. Sie argumentierte, das Rentenalter 65 entspreche nicht mehr der
gelebten Wirtschaftsrealität; heute stehe jeder Fünfte – freiwillig oder zwangsweise –
schon vor dem gesetzlichen Rentenalter nicht mehr im Erwerbsleben. Das Plenum sah
das anders. Zwar wurde die Notwendigkeit einer flexiblen Pensionierung breit
unterstützt, aus finanziellen Gründen wurde eine faktische Herabsetzung des
Rentenalters auf 62 Jahre aber als nicht machbar erachtet. Mit 104 zu 72 bzw. 106 zu 71
Stimmen empfahl der Nationalrat die Initiativen zur Ablehnung. Nach kurzer Diskussion
folgte ihm der Ständerat und verwarf die Volksbegehren mit 32 resp. 31 zu 3 Stimmen. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Krankenversicherung

Keine Chance im Parlament hatte auch die 1986 von SP und SGB eingereichte
Volksinitiative "für eine gesunde Krankenversicherung". Das Volksbegehren, welches
die Finanzierung des Gesundheitswesens nicht mehr über einheitliche Kopfprämien
sicherstellen will, sondern über Beiträge, die nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
abzustufen wären, wobei in der Taggeldversicherung Lohnprozente zum Einsatz kämen,
wurde – in Ubereinstimmung mit dem Bundesrat – von beiden Kammern mit
deutlichem Mehr zur Ablehnung empfohlen. Die bürgerlichen Parlamentarier sprachen
sich dabei vehement gegen eine weitere sozialpolitische Belastung der Löhne aus,
welche wirtschaftlich nicht tragbar wäre. Zudem warfen sie der Initiative vor, eine
Zentralisierung des Gesundheitswesens anzustreben. Die Grünen und die LdU/EVP-
Fraktion, welche die Initiative nur bedingt unterstützten, wollten ihre Zustimmung in
erster Linie als Druckmittel für eine griffige Revision des Krankenversicherungsgesetzes
verstanden wissen. Und auch Bundesrat Cotti erinnerte daran, dass sich die Regierung
vorbehalten habe, bei einem Scheitern ihrer Vorlage die Initiative neu zu würdigen. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI

An ihrem Parteitag im Juni beschloss die SP, eine Volksinitiative "für eine soziale
Krankenversicherung" zu lancieren. Eine Arbeitsgruppe unter dem Tessiner Arzt und
Nationalrat Cavalli hatte dafür zwei Varianten vorbereitet. Gegen den abtretenden
Parteipräsidenten Bodenmann setzte sich das moderatere, als mehrheitsfähiger
erachtete Modell durch. Danach werden die individuellen Krankenkassenprämien je zur
Hälfte über vier zusätzliche Mehrwertsteuerprozente sowie über einkommensabhängige
Kopfprämien bezahlt und die Kinderprämien ganz abgeschafft. Zur Kostendämpfung
sollten die Kompetenzen des Bundes im Gesundheitsbereich ausgebaut werden. Der
Bundesrat soll verpflichtet werden, jährliche Globalbudgets zu erlassen, die pro Region
und Sparte die Ausgaben für die obligatorische Krankenversicherung limitieren. Zudem
soll er die Prämien festsetzen und die Spitzenmedizin sowie die Zulassung der Ärzte
beschränken können. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.06.1997
MARIANNE BENTELI

Dieser Vorschlag stiess beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund vorerst nicht auf
grosse Begeisterung. Der SGB fürchtete vor allem, dass durch Globalbudgetierungen
gerade jene Hausärzte getroffen würden, die eine relativ preiswerte Medizin anbieten.
Im definitiven Text, den SP und SGB Ende Oktober mit dem Titel "Gesundheit muss
bezahlbar bleiben" verabschiedeten, wurde die zentrale Steuerung durch den Bund
etwas relativiert. Die Kantone sollen nach wie vor auch ihre eigenen
Gesundheitsplanungen vornehmen können. Die einkommensabhängigen Prämien
wurden ebenfalls noch einmal überarbeitet, um auch den Mittelstand zu entlasten.
Rund 90% der Bevölkerung würden mehr oder weniger deutlich vom neuen Modell
profitieren, während die restlichen 10% mit Prämien zu rechnen hätten, die einer
verdeckten Reichtumssteuer gleichkommen würden. Mit der Verlagerung auf die
Reichen konnte auch die zur Schliessung der Finanzierungslücke notwendige Erhöhung
des Mehrwertsteuersatzes auf 3,5% reduziert werden, was namentlich den Bedenken
des SGB und der Romands Rechnung trug. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.10.1997
MARIANNE BENTELI

Die im Vorjahr lancierte Volksinitiative der PdA ”für einkommens- und
vermögensabhängige Krankenkassenprämien” kam nicht zustande; sie erreicht knapp
50'000 Unterschriften. Nach Ansicht der Partei scheiterte die Initiative, weil sich die
Linke auf kein gemeinsames Vorgehen einigen konnte und weitere Initiativen das
Begehren konkurrenzierten. Die gesammelten Unterschriften wurden als Petition
eingereicht. Im Parlament versuchte Nationalrätin Jeanprêtre (sp, VD) das gleiche Ziel
über eine parlamentarischen Initiative zu erreichen (Pa.Iv. 97.422). Die vorberatende
Kommission ging zwar mit der Initiantin einig, dass die Krankenkassenprämien vor allem
für Familien des Mittelstandes eine schwere finanzielle Belastung bedeuten, meinte
aber, das Problem lasse sich durch eine andere Finanzierung (Lohnprozente,
Mehrwertsteuer, Energiesteuer) höchstens etwas entschärfen, nicht aber lösen. Der
Verzicht auf Kopfprämien könnte zudem den unerwünschten Effekt haben, dass das
Kostenbewusstsein des Einzelnen verloren ginge. Mit 83 zu 50 Stimmen wurde der
Initiative keine Folge gegeben. Ein Postulat Cavalli (sp, TI) für eine
einkommensabhängige Franchise wurde hingegen überwiesen (Po. 96.3632). 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1998
MARIANNE BENTELI
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Im Juni reichte die SP nach einem fulminanten Schlussspurt ihre Volksinitiative
„Gesundheit muss bezahlbar bleiben“ mit 108 081 gültigen Unterschriften ein. Die
sogenannte „Gesundheitsinitiative“, die gemäss SP „endlich europäische
Krankenkassenprämien“ verspricht, verlangt, die obligatorische Krankenversicherung
sei hälftig aus Mehrwertsteuereinnahmen und Beiträgen der Versicherten zu
finanzieren; letztere sollen nicht mehr als Kopfprämien, sondern abgestuft nach
Einkommen und Vermögen erhoben werden. Der genaue Mehrwertsteuerersatz würde
nach einer allfälligen Annahme der Initiative den dannzumaligen Kosten entsprechend
festgelegt. Ausgehend von den heutigen Gesundheitskosten wäre eine Erhöhung der
Mehrwertsteuer um 3,5 Prozentpunkte nötig. Nach Berechnungen der SP würden 80%
der Prämienzahlenden entlastet. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.06.1999
MARIANNE BENTELI

Die Entwicklungen im Krankenversicherungsbereich, insbesondere die vor allem wegen
der Mengenausweitung ständig über der Erhöhung der effektiven Gesundheitskosten
liegenden Prämienaufschläge der Krankenkassen gehören heute zu den Hauptsorgen
der Bevölkerung. Im Berichtsjahr wurden im Krankenversicherungsbereich 5
Volksinitiativen lanciert resp. angekündigt, deren Chancen auf Gelingen allerdings recht
unterschiedlich einzustufen sind. Ein Westschweizer Komitee, dem als einziger
bekannter Politiker Nationalrat Vaudroz (cvp, GE) angehört, startete eine Initiative
(„Krankenkassenprämien in den Griff bekommen“), die mehr Transparenz bei der
Festsetzung der Prämien verlangt. Ebenfalls primär aus der Romandie rekrutiert sich
ein weiteres Komitee, das auf Internet eine Volksinitiative „für die Aufhebung der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung“ lancierte. Im Kanton Waadt wurde von der
PdA mit Unterstützung der Grünen und einer Gewerkschaft eine Initiative lanciert, die
eine kantonale Einheitskasse für die Grundversicherung verlangt. Die Westschweizer
Familienbewegung „Mouvement populaire des familles“ verabschiedete im Sommer ein
Initiativprojekt für eine nationale Einheitskasse mit einkommensabhängigen Prämien in
der Grundversicherung. Unterstützung fand sie bei der Grünen Partei der Schweiz, der
PdA sowie weiteren Organisationen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich. Die
Gesundheitsdirektoren der Westschweiz und des Tessin erklärten, mittelfristig eine
öffentliche Einheitskasse für die ganze Schweiz anzustreben, konnten sich aber über
die Modalitäten noch nicht einigen. Noch nicht lanciert, aber von den Delegierten mit
grossem Mehr angenommen wurde eine Volksinitiative der SVP („für tiefere
Krankenkassenprämien in der Grundversicherung“). Wie der Präsident des
Initiativkomitees, der Zürcher Nationalrat Bortoluzzi ausführte, will seine Partei damit
gegen den „Zwang zur Überversicherung“ und eine „rücksichtslose
Solidaritätsverpflichtung um jeden Preis“ angehen. Neben der ohnehin aufgegleisten
Aufhebung des Kontrahierungszwangs zwischen Versicherern und Leistungserbringern
schlug die SVP ihren Delegierten eine Reduktion der obligatorischen
Grundversicherung auf einen minimalen Standard vor. Was medizinisch nicht dringend
notwendig, sondern nur erwünscht ist, soll freiwillig in Zusatzversicherungen versichert
werden. Bund und Kantone sollen sich mit 50% an der Finanzierung der
Grundversicherung beteiligen. Definitiv gescheitert ist die „miniMax-Initiative“, für
welche vor allem die EDU Stimmen sammelte. Auch sie hatte die Zweiteilung der
Grundversicherung in einen reduzierten obligatorischen Leistungskatalog und
freiwillige Zusatzversicherungen postuliert. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.09.2002
MARIANNE BENTELI

Am 18. Mai gelangte die Volksinitiative der SP „Gesundheit muss bezahlbar bleiben“
(„Gesundheitsinitiative“) zur Abstimmung. Neben Massnahmen zur Kostendämpfung
(insbesondere verstärkte Kompetenzen des Bundes bei Planung, Steuerung und
Festlegung von Preisen) zielte sie vor allem auf eine grundlegend andere Finanzierung
des Gesundheitswesens ab: Die obligatorische Krankenversicherung sollte einerseits
maximal zur Hälfte durch Mehrwertsteuerprozente, andererseits durch einkommens-
und vermögensabhängige Prämien finanziert werden. Nach dem Scheitern der 2. KVG-
Revision Ende 2002, welche von den bürgerlichen Parteien wegen des Ausbaus der
Prämienverbilligung stets als indirekter Gegenvorschlag zur Initiative bezeichnet
worden war, wurden der Initiative anfänglich gute Chancen eingeräumt. In einer zu
Beginn des Jahres durchgeführten repräsentativen Umfrage gaben 75% der Befragten
an, mit einkommensabhängigen Prämien „sehr“ oder „eher“ einverstanden zu sein. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.01.2003
MARIANNE BENTELI
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Im Berichtsjahr wurde die eidgenössische Volksinitiative „Für eine vernünftige
Finanzierung der Gesundheitskosten“ lanciert. Die Initiative fordert eine Finanzierung
der Kranken- und Unfallversicherung durch Lenkungsabgaben auf nicht erneuerbare
Energien, Alkohol, Tabak, Spielbanken, Betäubungsmittel, sowie Zucker und Fett. Die
Sammelfrist läuft bis zum 28. Februar 2014. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.08.2012
FLAVIA CARONI

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

«Für tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen» (Kostenbremse-
Initiative) und indirekter Gegenvorschlag (BRG 21.067)

In ihrer Initiative «Für tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen»
(Kostenbremse-Initiative) verlangte die CVP bzw. später die Mitte-Partei, dass die von
der OKP übernommenen Kosten maximal in Übereinstimmung mit der Gesamtwirtschaft
und mit den durchschnittlichen Löhnen ansteigen dürfen. Ansonsten müssten Bund
und Kantone Kostensenkungsmassnahmen ergreifen. Der Bundesrat erachtete eine
solche Kostenbremse als zu starr und verwies stattdessen auf die im zweiten
Massnahmenpaket enthaltenen Kostenziele, die er als indirekten Gegenvorschlag zur
Initiative präsentierte. Demnach sollten in verschiedenen OKP-Bereichen Kostenziele
definiert werden, deren Nichteinhaltung die Prüfung korrigierender Massnahmen durch
Bund, Kantone und Tarifpartner nach sich ziehen würde. Der Nationalrat schwächte die
vom Bundesrat vorgeschlagenen Zielvorgaben für die maximale Kostenentwicklung der
OKP ab, strich die Schaffung von Kostenblöcken und ergänzte die Kostenziele um
Qualitätsziele, was der Ständerat in der Folge guthiess. Beide Räte nahmen daraufhin
den indirekten Gegenvorschlag an und empfahlen die Initiative zur Ablehnung.

Chronologie
Beginn der Unterschriftensammlung
Zustandekommen der Initiative
Bundesrätliche Botschaft und indirekter Gegenvorschlag
Nationalrat empfiehlt die Initiative zur Ablehnung und schwächt den Gegenvorschlag ab
Ständerat verlängert die Behandlungsfrist der Initiative und schafft Differenzen bei
Detailfragen
Nationalrat beginnt die Differenzbereinigung
Parlament bereinigt den indirekten Gegenvorschlag und empfiehlt die Initiative zur
Ablehnung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.01.2018
ANJA HEIDELBERGER

Anfang 2018 kündigte CVP-Präsident Gerhard Pfister an, dass seine Partei eine Initiative
«Für tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen» (Kostenbremse-
Initiative) für eine Kosten- und Prämienbremse bei den Krankenkassen lancieren werde.
Da gemäss Expertinnen und Experten ein Fünftel der Gesundheitskosten ohne
Qualitätsverlust eingespart werden könnte, bekannte Massnahmen aber nicht
umgesetzt würden, brauche es nun klare Vorgaben in der Verfassung, erklärte Pfister.
Demnach soll eine Kostenbremse eingeführt werden, gemäss welcher sich die von der
OKP übernommenen Kosten maximal in Übereinstimmung mit der Gesamtwirtschaft
und mit den durchschnittlichen Löhnen entwickeln darf. Als Übergangsbestimmung soll
festgelegt werden, dass Bund und Kantone Massnahmen zur Kostensenkung ergreifen
müssen, wenn das Wachstum der durchschnittlichen Kosten pro Versicherten und Jahr
zwei Jahre nach Annahme der Initiative das Wachstum der Nominallöhne um mehr als
einen Fünftel übersteigt und die Tarifpartner keine verbindlichen Massnahmen zur
Kostendämpfung beschlossen haben. Die Sammelfrist für die Vorlage dauert von
Oktober 2018 bis April 2020.
Die Medien zeigten sich eher kritisch gegenüber der Initiative. Kritisiert wurde
insbesondere, dass die Initiative zwar die populäre Forderung von tieferen Kosten
aufnehme, jedoch nichts über die dafür notwendigen Massnahmen aussage. In der
Folge wurde entsprechend darüber diskutiert, wie diese Massnahmen aussehen
könnten. Würden solche Regelungen auf eine Rationierung der Gesundheitsleistungen
hinauslaufen? Würden Leute zukünftig monatelang auf ihre Operationen warten müssen
oder müssten Arztpraxen schliessen, wenn sie ein bestimmtes Kontingent an Leistungen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.01.2018
ANJA HEIDELBERGER
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aufgebraucht hätten? Andere Stimmen betonten jedoch, dass eine Kostenbremse
dringend nötig sei und die Initiative womöglich den Druck auf die Politik steigern und
dadurch eine Möglichkeit darstellen könnte, das Kostenwachstum zu stoppen. 26

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

«Maximal 10 Prozent des Einkommens für die Krankenkassenprämien (Prämien-
Entlastungs-Initiative)» und der indirekte Gegenvorschlag (BRG 21.063)

Ab Februar 2019 sammelte ein Initiativkomitee der SP Unterschriften für die
sogenannte Prämien-Entlastungs-Initiative, mit der zukünftig derjenige Teil der
Krankenkassenprämien, der 10 Prozent des verfügbaren Einkommens übersteigt, durch
Prämienverbilligungen vergütet werden sollte. Diese Verbilligungen sollten zu
mindestens zwei Dritteln vom Bund und zu einem Drittel von den Kantonen
übernommen werden. Insbesondere Letzteres missfiel dem Bundesrat, der die Initiative
zur Ablehnung empfahl und stattdessen einen indirekten Gegenvorschlag vorlegte,
gemäss dem zukünftig der minimale Kantonsbeitrag für die Prämienverbilligungen an
die kantonalen Bruttokosten sowie an die verbleibende Prämienbelastung geknüpft
werden soll. Der Nationalrat verschärfte diesen Vorschlag des Bundesrates deutlich,
blieb damit aber erfolglos: Nachdem der Ständerat zuerst nicht auf den indirekten
Gegenvorschlag eingetreten war, schuf er darin anschliessend mehr Definitionsfreiheit
für die Kantone und reduzierte ihren Minimalbeitrag deutlich. Diese Version hiessen
beide Räte gut und empfahlen die Initiative zur Ablehnung.

Chronologie
Sammelbeginn
Zustandekommen
Botschaft und Vorschlag für einen indirekten Gegenvorschlag
Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag
Debatte im Erstrat
Verlängerung der Verhandlungsfrist
Nichteintretensentscheid des Ständerats auf den indirekten Gegenvorschlag
Erneutes Eintreten des Nationalrats
Eintreten des Ständerats und Detailberatung zum indirekten Gegenvorschlag
Differenzbereinigung zum indirekten Gegenvorschlag, Behandlung der Initiative durch
den Ständerat und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

Um Personen mit tiefen und mittleren Einkommen zu entlasten und um ihren Zugang
zum Gesundheitswesen sicherzustellen, lancierte die SP Schweiz die eidgenössische
Volksinitiative «Maximal 10 Prozent des Einkommens für die Krankenkassenprämien
(Prämien-Entlastungs-Initiative)». Demnach soll der Teil der Krankenkassenprämien,
der 10 Prozent des verfügbaren Einkommens übersteigt, zukünftig durch
Prämienverbilligungen bezahlt werden. Diese sollen überdies vereinheitlicht werden:
Mindestens zwei Drittel davon soll zukünftig der Bund, den Rest die Kantone
übernehmen. Die Sammelfrist dauert von Februar 2019 bis August 2020. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

Ein Westschweizer Komitee um die Regierungsräte Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und
Mauro Poggia (GE, mcg) lancierte 2017 gleich zwei eidgenössische Volksinitiativen zum
Thema Krankenkassen. Die erste Initiative «Für ein von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» verlangte, dass die Mitglieder der Bundesversammlung
zukünftig keinen Einsitz in Organen von Krankenversicherungen oder wirtschaftlich mit
ihnen verbundenen Organisationen haben und von diesen keine Vergütungen mehr
annehmen dürfen. Bei schweren Verstössen dagegen verlören die Parlamentsmitglieder
ihr parlamentarisches Mandat. Der Konflikt zwischen wirtschaftlichen Interessen und
der öffentlichen Aufgabe müsse beendet werden, da er bisher «echte» Fortschritte in
der Gesundheitspolitik verhindert habe, argumentierte das Komitee. Zudem dürften
Parlamentarierinnen und Parlamentarier auch keine Verbindungen zur SBB oder zur
Post haben, betonten die Initianten. Auf die Kritik, wonach die Leistungserbringenden

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.04.2019
ANJA HEIDELBERGER
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erstens deutlich besser im Parlament vertreten und zweitens deutlich stärker für die
Kosten im Gesundheitswesen verantwortlich seien, entgegnete das Komitee, dass diese
– anders als die Krankenkassen – kein Mandat des Staates hätten, sondern rein
wirtschaftliche Akteure darstellten. 

Die zweite Initiative «Für die Organisationsfreiheit der Kantone bei den
Krankenversicherungen» möchte den Kantonen die Möglichkeit geben, kantonale oder
interkantonale Einheitskrankenkassen zu schaffen. Diese würden die Prämien festlegen
und erheben sowie die zulasten der OKP anfallenden Kosten übernehmen. Die
Krankenversicherungen wären weiterhin für die Administration zuständig, würden aber
von dieser Einrichtung kontrolliert. Die Medien sprachen von einer «Einheitskasse
light», welche die Kantone freiwillig einführen könnten. Letzteres werteten die Medien
als grosses Plus dieser Vorlage, zumal die Initiative für eine öffentliche Krankenkasse,
welche die Kantone zur Einführung von Einheitskassen verpflichten wollte, in der
Westschweiz auf Zustimmung gestossen, von der Deutschschweiz jedoch deutlich
abgelehnt worden war. 

Die Unterschriftensammlung für beide Initiativen startete im Oktober 2017. Vier Monate
vor Ablauf der Sammelfrist berichtete der Tagesanzeiger, dass die Initianten für beide
Initiativen erst 30'000 der nötigen 100'000 Unterschriften zusammen hätten. In der
Deutschschweiz seien die Initiativen kaum auf Interesse gestossen, erklärte Maillard.
Rund 20'000 Unterschriften habe man stattdessen alleine im Kanton Waadt gesammelt.
Jean Blanchard, Generalsekretär des Mouvement Populaire des Familles, kritisierte
insbesondere die SP, die Grünen und die Gewerkschaften, die sich kaum an der
Unterschriftensammlung beteiligt hätten. Nach Ablauf der Sammelfrist im April 2019 gab
die Bundeskanzlei schliesslich das Scheitern der beiden Initiativen bekannt. 28

Im Juni 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprüfung der Volksinitiative «Ja zu mehr
Mitbestimmung der Bevölkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung» vor. Die
Initiative eines Komitees um SVP-Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) forderte,
dass zukünftig alle Menschen das Recht haben sollen, «Art und Umfang der
Versicherung frei zu bestimmen». Dadurch sollen die Bürgerinnen und Bürger die
Möglichkeit erhalten, zukünftig Leistungen für eine nachhaltige Stärkung der
Gesundheit, Leistungen der Alternativmedizin sowie eine ganzheitliche Pflege und
ursachenbasierte Behandlung wählen zu können, erklärte das Komitee auf seiner
Internetseite. Dies würde gleichzeitig auch Ärztinnen und Ärzte sowie Spitäler vom
«finanziellen, gewinnorientierten Umsatzdruck befreien», erklärte das Initiativkomitee
weiter.
Das Zeitfenster für die Unterschriftensammlung startete am 2. Juli 2019 und würde
folglich bis zum 2. Januar 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhängten
Fristenstillstand bei eidgenössischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verlängert. 29

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.07.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Die Im Vorjahr lancierte Einzelinitiative «für die Gleichberechtigung von Mann und Frau
bei der Wahl des Ehenamens» (Stammhalterinitiative), welche nur gerade von den
Jungliberalen unterstützt wurde, scheiterte klar; Ende Februar war sie erst von rund
500 Personen unterzeichnet worden, weshalb auf eine weitere Sammlung von
Unterschriften verzichtet wurde. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.02.1990
MARIANNE BENTELI

Knapp drei Wochen, nachdem die Bundeskanzlei das definitive Scheitern der
Volksinitiative «für die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Wahl des
Ehenamens (Stammhalterinitiative)» bekannt gegeben hatte, wurde von denselben
Initianten ein neues Begehren «für gleiche Rechte von Frau und Mann bei der Wahl
des Familiennamens (Familiennameninitiative)» lanciert. Im Unterschied zur ersten
Initiative wurde der Passus weggelassen, wonach der Name des Mannes zum
Familiennamen wird, wenn die Eheleute keine andere Bestimmung treffen. Obgleich die
Trägerschaft diesmal politisch breiter abgestützt ist – dem Initiativkomitee gehören
unter anderen der zurückgetretene Ständerat Miville (sp, BS) und Nationalrätin
Grendelmeier (ldu, ZH) an – verlief die Unterschriftensammlung erneut harzig, da sich

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.01.1992
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



keine bedeutende Organisation hinter das Begehren stellen mochte. 31

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die zweite, radikalere Form der Quotenregelung sieht eine Quotierung der Gremien
vor. Hier setzen zwei im Nationalrat in der Form der allgemeinen Anregung eingereichte
parlamentarische Initiativen ein: diejenige der SP-Fraktion, die erreichen möchte, dass
bis zum Jahr 2003 kein Geschlecht mehr mit weniger als 40% im Nationalrat vertreten
sein darf, und jene der SP-Abgeordneten Leutenegger Oberholzer, die bis zum Jahr
2001 ebenfalls eine Mindestquote von 40% Frauen in allen wichtigen eidgenössischen
Gremien (Parlament, Bundesrat, Bundesgericht) anstrebt. In dieselbe Richtung weisen
auch zwei Volksinitiativen. Die PdA lancierte im Sommer unter dem Titel "Männer und
Frauen" ein ausformuliertes Volksbegehren mit dem Inhalt, dass nach einer
Übergangsfrist von 10 Jahren in allen politischen Behörden mit fünf Mitgliedern oder
mehr mindestens 40% Frauen vertreten sein müssen. Im Herbst wurde bekannt, dass
sich verschiedene frauenpolitische Gruppierungen zusammentun wollen, um unter dem
Titel "Nationalrat 2000" eine Initiative zu lancieren, die eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der Grossen Kammer anvisiert. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1990
MARIANNE BENTELI

Bestrebungen zu einer gesetzlichen Verankerung des Frauenanteils in politischen
Gremien mittels Quotenregelungen scheinen vorderhand wenig Chancen zu haben.
Bereits im Januar des Berichtsjahres hatten verschiedene Frauenorganisationen die
Volksinitiative "Nationalrat 2000" lanciert, welche eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der grossen Kammer und die getrennte Wahl von Frauen und Männern
auf separaten Listen jeder Partei anstrebte. Ende Jahr wurde das Vorhaben jedoch
bereits wieder aufgegeben. Als Gründe für das Nichtzustandekommen der Initiative
wurden Schwierigkeiten bei der Unterschriftensammlung, der Mittelbeschaffung und
beim Aufbau regionaler Komitees und Gruppen genannt. Recht sang- und klanglos
wurde Ende Jahr auch die Unterschriftensammlung für die beiden PdA-Initiativen
"Männer- und Frauen" und "Gleiche Rechte in der Sozialversicherung" abgebrochen. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.11.1991
MARIANNE BENTELI

Die beiden von Frauenorganisationen bzw. der PdA lancierten Volksinitiativen
"Nationalrat 2000" und "Frauen und Männer", welche ebenfalls Quoten für politische
Gremien verlangten, kamen nicht zustande. Die für "Nationalrat 2000" gesammelten
rund 30 000 Unterschriften wurden der Bundeskanzlei in Form einer Petition
eingereicht. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative "für eine angemessene Vertretung der Frauen in allen
eidgenössischen Behörden (Initiative 3. März)" kam mit 109'713 beglaubigten
Unterschriften knapp zustande. Das Volksbegehren verlangt eine proportionale
Vertretung der Frauen in allen Bundesbehörden und in der allgemeinen
Bundesverwaltung, im Parlament, im Bundesgericht, in den Regiebetrieben des Bundes
sowie an den eidgenössischen Hochschulen. Sie geht auf den 3. März 1993 zurück, als
das Parlament anstelle der offiziellen SP-Kandidatin, der Genfer Nationalrätin
Christiane Brunner, den Neuenburger SP-Nationalrat Francis Matthey in den Bundesrat
wählen wollte. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.1995
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative "für eine gerechte
Verteilung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3. März)" abzulehnen sowie
auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. Er befand, die Initiative sei zu rigide,
unverhältnismässig und ein allzu offensichtlicher Verstoss gegen die Wahlfreiheit. Die
Situation der Frauen in den Behörden der Schweiz sei nicht so unbefriedigend, dass
dermassen starre und absolute Quoten notwendig wären. Mit seiner Einschätzung
stellte er sich gegen das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann.
Dieses beurteilte die Initiative als einen wichtigen Vorschlag. Quoten seien ein Mittel,
um die Gleichstellung der Frauen innert nützlicher Frist zu realisieren. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Neben der Wahl Kochs entschied die SP am Thuner Parteitag, eine Volksinitiative für
eine soziale Krankenversicherung zu lancieren. Den Text mit dem Titel «Gesundheit
muss bezahlbar bleiben» verabschiedete sie Ende Oktober zusammen mit dem SGB
definitiv. Von der ursprünglichen Idee, die Kopfprämien vollständig durch einen um 8%
höheren Mehrwertsteuersatz zu ersetzen, wich sie ab und entschied stattdessen, die
Prämien sozial abzustufen, die Kinderprämien ganz abzuschaffen und die
Finanzierungslücke durch einen um rund 3,5% erhöhten Mehrwertsteuersatz zu
decken. Versicherte mit einem steuerbaren Einkommen von unter 20'000 CHF sollen
keine Prämien mehr bezahlen. Um die Gesundheitskosten zu reduzieren, soll der
Bundesrat jährliche Globalbudgets erstellen müssen und die Leistungen der
obligatorischen Krankenversicherung limitieren. Weiter soll er die Spitzenmedizin und
die Zulassung der Ärzte beschränken. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.10.1997
EVA MÜLLER

Linke und ökologische Parteien

Die eingeleitete Öffnung der PdA für neue Ideen und Themen wurde mit der Lancierung
der Volksinitiative «Frauen und Männer» konkretisiert. Diese verlangt eine
Quotenregelung von maximal 60% des gleichen Geschlechts für alle politischen
Behörden mit fünf oder mehr Mitgliedern. Gleichzeitig hat die Partei eine zweite
Initiative, «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», lanciert. Diese fordert die
Durchsetzung des Gleichheitsartikels in den Sozialwerken. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die beiden Volksinitiativen «Frauen und Männer» für eine Quotenregelung für alle
politischen Behörden bzw. «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», welche von der
PdA 1990 lanciert worden waren, kamen nicht zustande. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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